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E m p f e h l u n g e n  
der Ausschüsse

In - AIS - FJ - R - V

zu Punkt … der 953. Sitzung des Bundesrates am 10. Februar 2017 

Entwurf eines Gesetzes zu bereichsspezifischen Regelungen der 
Gesichtsverhüllung 

A 

Der federführende Ausschuss für Innere Angelegenheiten (In), 

der Ausschuss für Arbeit, Integration und Sozialpolitik (AIS) und 

der Ausschuss für Frauen und Jugend (FJ) 

empfehlen dem Bundesrat, zu dem Gesetzentwurf gemäß Artikel 76 Absatz 2 des 

Grundgesetzes wie folgt Stellung zu nehmen: 

1. Zu Artikel 2 Nummer 1 - neu - (§ 7 Absatz 3 Nummer 1 BeamtStG) 

Artikel 2 ist wie folgt zu fassen: 

'Artikel 2 

Änderung des Beamtenstatusgesetzes 

Das Beamtenstatusgesetz vom 17. Juni 2008 (BGBl. I S. 1010), das zuletzt 

durch […] geändert worden ist, wird wie folgt geändert: 

1. In § 7 Absatz 3 Nummer 1 wird das Wort "dringendes" gestrichen. 

2. Dem § 34 wird folgender Satz angefügt: 

"Sie dürfen ihr Gesicht …< weiter wie Gesetzentwurf >…" ' 
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Begründung: 

Laut Gesetzentwurf hängt unter anderem die "Funktionsfähigkeit der Ver-
waltung" davon ab, ob es gelingt, eine Gesichtsverhüllung von Beamtinnen 
und Beamten zu verhindern. Tatsächlich ist der Anteil der Beschäftigten mit 
Migrationshintergrund, gemessen an ihrem Anteil an den Erwerbstätigen in der 
Bundesrepublik Deutschland, aber "gering" und Beschäftigte mit ausländischer 
Staatsangehörigkeit sind sogar "deutlich unterrepräsentiert" (vgl. 11. Tätig-
keitsbericht der Beauftragten für Migration, Flüchtlinge und Integration, Seite 
230 und 235). Die Bundesregierung bezeichnet die Erhöhung dieses Anteils als 
"Daueraufgabe". 

Alle Länder bekennen sich zu einer interkulturellen Öffnung und damit zu ei-
ner Stärkung auch der Integrationsfähigkeit der Verwaltung. Dies erscheint 
umso dringlicher, als im Jahr 2015 mehr Menschen in Deutschland einen Mig-
rationshintergrund hatten als jemals zuvor. Die bisherige Formulierung, die 
Bedienstete mit ausländischer Staatsangehörigkeit nur ausnahmsweise zum 
Staatsdienst zulässt und zudem ein "dringendes dienstliches Interesse" verlangt, 
steht dem aber entgegen. Es wird sogar die Auffassung vertreten, dass Bewer-
berinnen und Bewerber aus dem in § 7 Absatz 1 und Absatz 2 BeamtStG er-
fassten Personenkreis vorrangig zu berücksichtigen sind.  

Das praktische Bedürfnis für eine Öffnung zeigt auch Artikel 2 Absatz 6 
BayHSchuPG in Bayern, das die Berufung von Professoren und Professorinnen 
mit ausländischer Staatsangehörigkeit in das Beamtenverhältnis abweichend 
von § 7 Absatz 3 BeamtStG auch bei Vorliegen anderer Gründe erlaubt. Ange-
sichts verfassungsrechtlicher Bedenken gegenüber abweichenden Länderrege-
lungen (vgl. Reich, BayVBl. 2010, Seite 684 bis 687) erscheint eine Änderung 
umso mehr geboten. 

2. Zu Artikel 6 Nummer 1a - neu - (§ 9 Absatz 3 Satz 3 PAuswG) 

In Artikel 6 ist nach Nummer 1 folgende Nummer einzufügen: 

'1a. In § 9 Absatz 3 Satz 3 wird das Wort "erbringen." durch die Wörter 

"erbringen und sie hat der Behörde zu ermöglichen, ihr Gesicht mit 

dem vorgelegten Lichtbild und dem Lichtbild des bisherigen Personal-

ausweises oder eines Reisepasses abzugleichen." ersetzt.' 

Begründung: 

Bei der Antragstellung eines Personalausweises, eines vorläufigen Personal-
ausweises oder eines Ersatz-Personalausweises ist das vorgelegte Lichtbild für 
das neue Dokument sowohl mit der Person des Antragstellers als auch mit dem 
bisherigen Ausweisdokument oder dem Reisepass zur Prüfung der Identität 
und Übereinstimmung abzugleichen. Über die Änderung in § 1 Absatz 1 Satz 2 
PAuswG hinaus bedarf es hier einer Klarstellung. 
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3. Zu Artikel 6a - neu - (§ 1 Absatz 1 Satz 1, § 6 Absatz 2 Satz 4 - neu -, 

 § 25 Absatz 2 Nummer 1, Absatz 3 Nummer 1 PassG) 

Nach Artikel 6 ist folgender Artikel einzufügen: 

'Artikel 6a 

Änderung des Passgesetzes 

Das Passgesetz vom 19. April 1986 (BGBl I, S. 537), das zuletzt durch […] ge-

ändert worden ist, wird wie folgt geändert: 

1. In § 1 Absatz 1 Satz 1 wird das Wort "auszuweisen." durch die Wörter 

"auszuweisen sowie zu ermöglichen, ihr Gesicht mit dem Lichtbild des Rei-

sepasses abzugleichen." ersetzt. 

2. Dem § 6 Absatz 2 wird folgender Satz angefügt: 

"Der Passbewerber hat der Behörde zu ermöglichen, sein Gesicht mit dem 

vorgelegtem Lichtbild und dem Lichtbild des bisherigen Personalausweises 

oder eines Reisepasses abzugleichen." 

3. § 25 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 2 Nummer 1 wird das Wort "macht," durch die Wörter 

"macht oder einen Lichtbildabgleich nicht ermöglicht," ersetzt. 

b) In Absatz 3 werden der Nummer 1 folgende Wörter angefügt: 

"einen Lichtbildabgleich nicht ermöglicht oder".' 

Begründung: 

Zu Nummer 1: 

Allein durch die Vorlage eines Reisepasses ist eine Identifizierung nicht mög-
lich. Um einen Lichtbildabgleich zu ermöglichen, muss beispielsweise eine 
Gesichtsverschleierung zeitweise enthüllt werden. Zur weiteren Begründung 
wird auf die Begründung zu Artikel 4 Nummer 1 des Gesetzentwurfs verwie-
sen. 

Zu Nummer 2: 

Bei der Antragstellung eines Reisepasses ist das vorgelegte Lichtbild für das 
neue Dokument sowohl mit der Person des Antragstellers als auch mit dem 
bisherigen Reisepass oder einem Personalausweis zur Prüfung der Identität und 
Übereinstimmung abzugleichen (so auch Nummer 6.3.1 PassVwV). Über die
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Änderung in § 1 Absatz 1 Satz 1 PassG hinaus bedarf es hier einer Klarstel-
lung. Zur weiteren Begründung wird auf die Begründung zu Artikel 6 Nummer 
1 des Gesetzentwurfs verwiesen. 

Zu Nummer 3: 

Es handelt sich um Folgeänderungen zu Nummer 1 und 2. Ordnungswidrig 
handelt demnach auch, wer seinen Pass zwar vorlegt, aber einen Abgleich von 
Gesicht und Lichtbild nicht ermöglicht. 

4. Zu Artikel 6a - neu - (§ 23 Absatz 1 Satz 1 und § 54 Absatz 2 Nummer 1 BMG) 

Nach Artikel 6 ist folgender Artikel einzufügen: 

'Artikel 6a 

Änderung des Bundesmeldegesetzes

Das Bundesmeldegesetz vom 3. Mai 2013 (BGBl I S. 1084), das zuletzt durch 

[…] geändert worden ist, wird wie folgt geändert: 

1. In § 23 Absatz 1 Satz 1 wird das Wort "vorzulegen." durch die Wörter 

"vorzulegen sowie der Behörde zu ermöglichen, ihr Gesicht mit dem Perso-

nalausweis, dem anerkannten und gültigen Pass oder Passersatzpapier ab-

zugleichen." ersetzt. 

2. In § 54 Absatz 2 Nummer 1 wird das Wort "anmeldet," durch die Wörter 

"anmeldet oder einen Lichtbildabgleich nicht ermöglicht," ersetzt.' 

Begründung: 

Zu Nummer 1: 

Die Meldebehörden haben die in ihrem Zuständigkeitsbereich wohnhaften Per-
sonen (Einwohner) zu registrieren, um deren Identität und deren Wohnungen 
feststellen und nachweisen zu können (§ 2 Absatz 1 BMG). Bei der Erfüllung 
der allgemeinen Meldepflicht, der grundsätzlich alle Deutschen und Ausländer 
unterliegen, ist zur Identifizierung der Personalausweis, der anerkannte und 
gültige Pass oder es sind Passersatzpapiere vorzulegen und die Identifizierung 
erfolgt durch Abgleich des Lichtbildes mit dem Gesicht. Zwar gehören die 
Meldebehörden zu den zur Identitätsfeststellung berechtigten Behörden im 
Sinne von § 2 Absatz 2 PAuswG für deutsche Staatsangehörige und für Aus-
länder nach § 47a AufenthG-E (siehe Begründung zu Artikel 7 Nummer 2), 
aber es bedarf auch im Bundesmeldegesetz einer klarstellenden Regelung. Zur 
weiteren Begründung wird auf die Begründung zu Artikel 6 Nummer 1 des Ge-
setzentwurfs verwiesen. 
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Zu Nummer 2: 

Es handelt sich um eine Folgeänderung zur Nummer 1. Ordnungswidrig han-
delt demnach auch, wer seinen Personalausweis, den anerkannten und gültigen 
Pass oder Passersatzpapiere zwar vorlegt, aber einen Abgleich von Gesicht und 
Lichtbild nicht ermöglicht. 

5. Zu Artikel 7 Nummer 2 (§ 47a Satz 1 AufenthG) 

In Artikel 7 Nummer 2 ist § 47a Satz 1 wie folgt zu fassen: 

"Ein Ausländer ist verpflichtet, die in § 48 Absatz 1 genannten Urkunden und 

Unterlagen und die in § 63 Absatz 1 Satz 1 des Asylgesetzes genannte Beschei-

nigung über die Aufenthaltsgestattung auf Verlangen einer zur Feststellung der 

Identität berechtigten Behörde vorzulegen und es ihr zu ermöglichen, sein Ge-

sicht mit dem Lichtbild des Dokuments abzugleichen." 

Begründung: 

Es ist nicht ersichtlich, aus welchen Gründen die neu zu schaffende Regelung 
in § 47a AufenthG-E – anders als der Referentenentwurf, Stand 10. November 
2016 – nunmehr nicht für die Vorlage der Aufenthaltsgestattung nach § 63 
AsylG gelten soll. 

6. Zu Artikel 7a - neu - (§ 15 Absatz 4a - neu - AsylG) 

Nach Artikel 7 ist folgender Artikel einzufügen: 

'Artikel 7a 

Änderung des Asylgesetzes 

Nach § 15 Absatz 4 des Asylgesetzes in der Fassung der Bekanntmachung vom 

2. September 2008 (BGBl. I S. 1798), das zuletzt durch […] geändert worden 

ist, wird folgender Absatz eingefügt: 

"(4a) Ein Ausländer ist verpflichtet, die in Absatz 2 Nummer 4 und § 48 Ab-

satz 1 des Aufenthaltsgesetzes genannten Dokumente sowie die in § 63 

Absatz 1 Satz 1 genannte Bescheinigung über die Aufenthaltsgestattung 

auf Verlangen den mit der Ausführung dieses Gesetzes betrauten Be-

hörden vorzulegen und es diesen zu ermöglichen, sein Gesicht mit dem 

Lichtbild des Dokuments abzugleichen. Satz 1 gilt auch für die Vorlage 
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des in § 63a Absatz 1 Satz 1 genannten Ankunftsnachweises bei einer 

zur Überprüfung der darin enthaltenen Angaben und zum Abgleich des 

Lichtbilds berechtigten Behörde." ' 

Begründung: 

Nicht zwingend sind die mit dem Vollzug des Aufenthaltsgesetzes und des 
Asylgesetzes betrauten Behörden identisch. Der in § 47a AufenthG-E genannte 
§ 48 Absatz 1 AufenthG richtet sich jedoch nur an die mit dem Vollzug des 
Aufenthaltsgesetzes, nicht an die mit dem Vollzug des Asylgesetzes betrauten 
Personen. Durch Einfügung eines neuen Absatzes 4a in § 15 AsylG –
entsprechend dem Regelungsvorschlag des § 47a AufenthG-E – sollte geregelt 
werden, dass auch die mit der Durchführung des AsylG betrauten Behörden die 
Rechte nach § 47a AufenthG erhalten. 

B 

7. Der Rechtsausschuss und 

der Ausschuss für Verteidigung

empfehlen dem Bundesrat, gegen den Gesetzentwurf gemäß Artikel 76 Ab-

satz 2 des Grundgesetzes keine Einwendungen zu erheben. 


